
UNI 
Herausgeber: Presse- und Informationsstelle der Universität Oldenburg, Ammerlän-

der Heerstraße 67-99, Postfach 2503, 2900 Oldenburg, Tel.: (0441) 798-6012, Telex 

2M55 unol d. Redaktion: Gerhard Harms (verantwortlich), Manuskript: Gisela 

Rodenberg, Verlag: Druck und Anzeigenverwaltung Littmanndruck. RosenstraBe 

42/43, 2900 Oldenburg, Tel.: (0441) 27051. 

14/82 
10. September 

INFO 
Mit Namen gezeichnete Artikel geben die persönliche Meinung des Verfassers wieder. Nachdruck aller Beiträge 

nur nach Rücksprache mit der Redaktion. „Der GriindungsausschuD für die Universität Oldenburg, das Konzil und 

der Senat der Universität Oldenburg haben einstimmig beschlossen, daß die Universität Oldenburg den Namen 

Carl-von-Ossietzky-Universität führt. Die Universität bedauert, daO ihr die offizielle Führung dieses Namens 

bisher nicht gestattet ist." 

Gemeinsame 
Politik für 
Universität 
Die Landtagsabgeordneten des 
Oldenburger Raumes wollen sich 
bemühen, eine gemeinsame Poli­
tik für den qualitativen Ausbau 
der Universität Oldenburg gegen­
über der Landesregierung zu be­
treiben. Entsprechende Aussagen 
machten Abgeordnete der CDU, 
SPD, FDP und Grünen nach ei­
nem Gespräch heute in der Uni­
versität Oldenburg, wo sie von 
Präsident Dr. Horst Zilleßen und 
Kanzler Jürgen Lüthje über die 
anstehenden Probleme der Hoch­
schule informiert wurden. Ziel der 
Abgeordneten ist es, dringend be­
nötigte neue Studiengänge mög­
lichst rasch nach Oldenburg zu 
holen, da die Chancen angesichts 
der schwierigen Haushaltslage 
immer geringer werden. Neben 
den Abgeordneten Dierkes 
(CDU), Schramm (CDU), Milde 
(SPD), Tölke (SPD), Freytag 
(FDP), Meinsen und Haubold 
(Grüne) nahmen auch Oberbür­
germeister Niewerth und Ober­
stadtdirektor Wandscher an dem 
Gespräch teil.  

Präsident: 

Minister betreibt 
„Etikettenwechsel" 

„Es ist nicht mehr undenkbar geworden, daß die Universität Oldenburg 
nach langen Jahren extremer räumlicher Enge neue Gebäude bezieht, die 
sie nicht mehr füllen kann, weil es an einem entsprechenden Studiengangs­
angebot für Studenten fehlt." Mit diesen Worten kommentierte der Präsi­
dent der Universität Oldenburg, Dr. Horst Zilleßen, die jüngsten Äuße­
rungen von Wissenschaftsminister Dr. Johann-Tönjes Cassens, wonach 
die Hochschule mit der Einrichtung des Studiengangs Jura vorerst nicht 
mehr rechnen kann, sondern allenfalls mit Informatik und Lebensmittel­
chemie. 

CDU-Politiker: 
ASten abschaffen 
Entgegen Bedenken von Wissen­
schaftsminister Dr. Johann-Tönjes 
Cassens hat der CDU-Landtagsabge­
ordnete Hedrich, der auch Leiter des 
CDU-Arbeitskreises Wissenschaft 
und Kunst ist, gefordert, daß die Ver­
faßte Studentenschaft und damit die 
ASten in Niedersachsen abgeschafft 
werden. Durch eine Streichung der 
Pflichtbeiträge solle es zu keiner 
AStA-Wahl mehr kommen. 

Zilleßen sagte, er sei über diese „klei­
ne Lösung" betroffen. Es sei der Wis­
senschaftsminister selbst gewesen, 
der Anfang dieses Jahres von sich aus 
die große Lösung mit Jura, Informa­
tik und Lebensmittelchemie sowie 
Agrarwissenschaften ins Spiel ge­
bracht habe. Wenn er heute den 
räumlichen Ausbau als „große Lö­
sung" betrachte, so sei dies ein Etiket­
tenwechsel. Damals seien die Äuße­
rungen Cassens zur Erweiterung der 
Studiengänge mit großer Erleichte­
rung aufgenommen worden: Jetzt 
rücke er von seinem eigenen Vor­
schlag ab mit dem Hinweis, daß ein 
Überangebot an Juristen existiere. 
Noch vor einem halben Jahr habe der 
Minister in Oldenburg öffentlich ge­
äußert, daß Befürchtungen, mit der 
Einrichtung zusätzlicher Ausbil­
dungsplätze für Jurastudenten wür­
den dauerhafte arbeitslose Juristen 
produziert, derzeit nicht gerechtfer­
tigt seien. Er halte es für falsch, vorei­
lige Schlüsse zu ziehen und kurzfristi­
ge Erscheinungen zur Grundlage für 
mittel- und langfristige Entscheidun­
gen in diesem Bereich zu machen. 
Abgesehen von dieser Widersprüch­
lichkeit müsse man sich fragen, ob 
die Hochschulpolitik des Landes 
noch von Logik und langfristiger Pla­
nung getragen sei, wenn sie offen­
sichtlich immer mehr von kurzatmi­

gen Reaktionen auf die sich täglich 
verändernden ökonomischen und 
marktpolitischen Daten bestimmt 
werde. Die Universität Oldenburg 
könne ihrem regionalen Ausbil­
dungsanspruch in keinem Fall ge­
recht werden, wenn ihr auf der einen 
Seite zahlreiche Studienplätze im 
Grund- und Hauptschullehrerbe­
reich - und noch zu erwarten im 
Gymnasialbereich - abgenommen 
würden, auf der anderen Seite aber 
kein nennenswertes Gegengewicht 
geschaffen werde: Lebensmittelche­
mie und Informatik würden den Ver­
lust allenfalls zur Hälfte ausgleichen. 
Das Angebot der Universität sei, wie 
der Minister selbst immer wieder be­
hauptet habe, schlichtweg nicht diffe­
renziert genug, um der in die Univer­
sität drängenden Jugend des Nord­
westraumes angemessene Berufs­
chancen zu bieten. 

Ohne Frage sei auch das Ansinnen 
der Landesregierung nicht zu reali­
sieren, dem Zuwachs der Studenten­
zahl von jährlich zwölf bis 15 Prozent 
mit einem Nullwachstum im Perso­
nalbereich Herr zu werden. Diese Po­
litik müsse zwangsläufig auf einen to­
talen Numerus clausus hinauslaufen, 
der fatale Folgen für die Region ha­
be, die unter Jugendarbeitslosigkeit 

Fortsetzung auf S. 3 

Personalversammlung votiert 
einmütig für Frau Droge 
In einem einstimmig gefaßten Beschluß hat die Personalversammlung, an der etwa 
150 Mitarbeiter teilnahmen, am 31. August den Wissenschaftsminister aufgefor­
dert, das Verfahren gegen die Verwaltungsangestellte Waltraut Droge einzustel­
len. Die Personalversammlung, heißt es in der Erklärung, weise mit Empörung das 
Ansinnen des Ministers zurück, daß die seit 1974 an der Universität beschäftigte 
Verwaltungsangestellte Waltraut Droge wegen ihrer Betätigung für eine legale 
Partei mi{ der Kündigung bestraft werden solle. Damit werde die berufliche, 
wirtschaftliche und persönliche Existenz der 26jährigen zerstört. Außerdienstliche 
Aktivitäten dürften kein Grund zur Entlassung sein. 
Wie bereits berichtet, hatte das Wis- Voraussetzungen außerdienstliche 

senschaftsministerium aufgrund von 
Erkenntnissen des Innenministers 
den Präsidenten der Universität an­
gewiesen zu überprüfen, ob gegen 
Frau Droge eine Kündigung wegen 
ihrer Kandidatur für die DKP bei den 
Kommunalwahlen auszusprechen sei. 
Damit wurde erstmals auch eine Ver­
waltungsangestellte betroffen, nach­
dem die Landesregierung disziplina­
rische Vorermittlungen wegen DKP-
Kandidaturen schon gegen 23 Beam­
te angeordnet hatte - darunter auch 
gegen die Oldenburger Erziehungs-
wissenschaftlerin Dr. Heike Fleßner. 
Die Vorermittlungen gegen die Stu­
dienleiterin sind inzwischen vom Prä­
sidenten eingestellt - u.a. mit der Be­
gründung, daß nur unter besonderen 

politische Betätigung Verstöße gegen 
die Dienstpflicht darstellten. Der 
Wissenschaftsminister hat sich der 
Argumentation des Präsidenten bis­
her nicht angeschlossen und Frau 
Fleßner zu einer Anhörung bzw. 
schriftlichen Stellungnahme zu den 
erhobenen Vorwürfen - mangelnde 
Treuepflicht - aufgefordert. Dem 
MWK ist es daher trotz der Verfah­
renseinstellung möglich, ein Diszipli­
narverfahren gegen Frau Fleßner in 
eigener Zuständigkeit durchzufüh­
ren. 
Im Fall Droge schrieb der Präsident 
Dr. Horst Zilleßen dem Minister, daß 
er keinen Grund zur Entlassung sehe. 
Dabei berief er sich u.a. auf ein Urteil 
des Bundesarbeitsgerichts aus dem 

Jahr 1977, in dem festgestellt wird, 
daß sich die Treuepflicht der Ange­
stellten auch nach ihren Aufgaben 
richtet. Frau Droge ist in der Univer­
sität Oldenburg mit Abrechnungen 
befaßt. 

Inzwischen äußerte sich auch der Se­
nat in einer Stellungnahme und ver­
abschiedete in wesentlichen Teilen 
die Resolution der Personalver­
sammlung als seine Stellungnahme -
bei vier Gegenstimmen. Darin heißt 
es weiter, die Verfahrensweise des 
Ministers verstoße gegen den Grund­
satz, daß allein die Regelungen der im 
Öffentlichen Dienst gültigen Tarif­
verträge zu gelten hätten. Für sich 
genommen sei nach Aussage des 
Bundesverfassungsgerichts die Betä­
tigung in politischen Organisationen 
kein ausreichender Anlaß, an der 
Verfassungstreue einer Beschäftigten 
zu zweifeln. Der Senat begrüße die 
Entscheidung des Präsidenten, daß 
die außerdienstlichen politischen Ak­
tivitäten von Waltraut Droge keinen 
Grund für arbeitsrechtliche Maßnah­
men darstellt. 

gh 

Erste Teilübergabe schon 
Ende nächsten Jahres 

Dank an Politiker, Planer, Techniker, Bauarbeiter und Hochschulangehörige 
für ihren Einsatz und die geleistete Arbeit für das Projekt auf dem Standort 
Wechloy: Präsident Dr. Horst Zilleßen und Wissenschaftsminister Dr. 
Johann-Tönjes Cassens Foto: Liebig 

Es sei sichergestellt, daß die Uni­
versität spätestens 1984 die neuen 
naturwissenschaftlichen Gebäude 
auf dem Standort Wechloy über­
nehmen könne, erklärte der Ge­
schäftsführer der Hochschulbau­
gesellschaft, Prof.Dr. Jelpke, an­
läßlich des Richtfestes, zu dem 
neben Wissenschaftsminister Dr. 
Johann-Tönjes Cassens und 
Staatssekretär Rolf Möller auch 
zahlreiche Politiker der Region er­
schienen waren - so u.a. Regie­
rungspräsident Dr. Joseph 
Schweer, Oberbürgermeister Dr. 
Heinrich Niewerth, Oberstadtdi­
rektor Heiko Wandscher und Eh­
renoberbürgermeister Hans Flei­
scher. Das Interesse war wohl 
nicht zuletzt deshalb so groß, weil 
es sich bei diesem 170-Millionen-
Mark-Projekt um eine der letzten 
großen Hochschulbaumaßnah­
men nicht nur in Niedersachsen 
handelt - eine der letzten, aber 
wohl auch eine der schönsten. 
Nach einhelliger Meinung ist es 
den Architekten gelungen, die U-
förmig angelegten und höchstens 
dreistöckigen Gebäude im Hin­
blick auf Struktur, Größe und 
Materialauswahl in die außeror­
dentlich reizvolle Landschaft ein­
zupassen. Keines überragt den 
großen Baumbestand, so daß das 
Gelände in Teilen parkähnliche 
Züge trägt. Klinkersteine verdek-
ken von außen die riesigen Men­
gen von Beton, die dort verarbei­
tet wurden und werden. 

Doch nicht nur die Architektur 
sondern auch die Schnelligkeit, 
mit der Bauarbeiter und Techni­
ker die Bauten bisher hochgezo­
gen haben, waren Gegenstand der 
zahlreichen Reden, die anläßlich 
des Richtfestes gehalten wurden. 
So zügig laufen die Arbeiten, daß 
der Bereich Biologie wahrschein­
lich schon Ende nächsten Jahres 
an die Universität übergeben wer­
den kann. Ob allerdings dann 
schon die Nutzung möglich sein 
wird, ist zweifelhaft, da kaum da­
mit zu rechnen ist, daß die not­
wendigen Stellen für die Betriebs­
technik dann schon besetzt wer­
den können. gh 

AStA durfte 
nicht sprechen 
Lautstark protestierte der AStA 
gegen das „Nein" der Hochschul­
baugesellschaft (HBG), einen stu­
dentischen Vertreter mit in die 
Rednerliste beim Richtfest in 
Wechloy aufzunehmen. Die HBG 
als Veranstalter des Festes be­
gründete ihre Haltung damit, daß 
es nicht üblich sei, bei diesen An­
lässen Studenten zu Wort kom­
men zu lassen. Daß der AStA 
beim Richtfest des Universitäts-
Zentrums am Uhlhornsweg habe 
sprechen können, sei eine Aus­
nahme gewesen. 

1700 Studienplätze für Biologen, Chemiker, Physiker und Mathematiker: 
Modell des Projektes in Wechloy. Die dort auch vorgesehene Sporthalle 
(unten) und eine weitere Mensa fielen allerdings dem Rotstift zum Opfer. Der 
Sportplatz wird gebaut. 

' 



9. Jrg. 14/82 uni-info Seite 2 

Wertvorstellungen von gestern I Stellungnahme der GKL 
als Orientierungshilfe für morgen? zur Studienreform 

Die Gemeinsame Kommission für Lehrerausbildung (GKL) nimmt mit Be-
SoziolOgen Untersuchen traditionelle Sozialbeziehungen in ländlichen Siedlungen sorgnis zur Kenntnis, daß die Studienreformkommissionen in ihren Empfeh­

lungen sich immer weiter von ihrem Auftrag entfernen, sich auf Grundsätze zu 
beschränken. Die GKL befürchtet als Ergebnis dieser Studienreformmaßnah­
men eine weitgehende Reglementierung von Lehre und Studium, die der 
Wissenschaftsfreiheit und den Zielen der Studienreform widerspricht. 

Die GKL weist in einer einstimmig 
verabschiedeten Resolution insbe­
sondere auf folgende Tendenzen 
der Empfehlungen hin: 
1. Stoffülle und Verschulung 
Die Empfehlungen münden bei den 
meisten Fächern in umfangreichen 
Stoffkatalogen und Stundenplänen, 
die für die Hochschuten verbindlich 
werden sollen. Damit wird einer 
wissenschaftsfremden Verschulung 
Vorschub geleistet, die Freiheit der 
Lehre und des Studiums sowie Wis­
senschafts- und Berufsfeldorientie­
rung der Ausbildung einschränkt. 
Stattdessen sollten nur grundsätzli­
che curriculare Strukturierungen, 
grobe inhaltliche Gewichtungen so­
wie Akzentuierungen bisher ver­
nachlässigter Bereiche vorgenom­
men werden, die für Entscheidun­
gen der Hochschulorgane und für 
Schwerpunktbildungen von Leh­
renden und Studenten Spielraum 
geben. 

2. Ausweitung des Studienumfangs 
Die Empfehlungen werden voraus­
sichtlich überwiegend eine Auswei­
tung des Besuchs von Lehrveran­
staltungen bewirken, ohne daß die 
Regelstudienzeiten verlängert, der 
Lehrkörper vergrößert wird. Damit 
werden die Veranstaltungen nur 
noch voller und unüberschaubarer, 
die Möglichkeiten der Studenten 
zur aktiven Mitwirkung in der Ver­
anstaltung beschränkt, die Mög­
lichkeit zum Eigenstudium redu­
ziert. Stattdessen sollte der Stu-
dienumfang begrenzt oder die Re­
gelstudienzeit ausgeweitet werden 
und ein vernünftiges Verhältnis von 
Veranstaltungsbesuch und Eigen­
studium gewahrt werden. 

3. Reglementierung des Studiums 
Die Empfehlungen streben nach 
verschärfter Kontrolle der Studien­
leistungen und weitgehender Fest­
legung von Prüfungsanforderun­
gen. Damit zielt die Ausbildung 
wesentlich auf Sanktionen, Selek­
tionen und Anpassung, die einer 
selbstbewußten wissenschaftlichen 
und beruflichen Aufgabenwahr­
nehmung hinderlich sind. Stattdes­
sen sollten Studienberatung, Mög­
lichkeiten praktischer Bewährung, 
motivierende Rückmeldungsfor­
men gefördert werden. 

4. Vereinheitlichung des Studiums 
Die Empfehlungen zielen auf Ver­
einheitlichung der Hochschulen in 
Niedersachsen. Damit wird - ohne 
Rücksicht auf Schwerpunkte der 
Hochschulen - eine Kanonisierung 
der Lehrerausbildung erreicht, die 
weder aus der Wissenschaftsent­
wicklung noch aus dem Bedarf der 
Schulen, weder aus den vorliegen­
den Erfahrungen noch aus den un­
sicheren Prognosen über die Quali­
fikation der Lehrer gerechtfertigt 
ist. Stattdessen sollten die Empfeh­
lungen unterschiedliche Ausbil­
dungskonzeptionen zwischen den 
Hochschulen und innerhalb der 

Hochschulen zulassen, sollten Ex­
perimente fördern, sollten Refor­
men ermöglichen und nicht ein für 
alle Mal abschließen. 
5. Hinnahme aller staatlichen Vor­
gaben 
Die Empfehlungen nehmen in we­
sentlichen Punkten staatliche Vor­
gaben hin. Damit entziehen sich die 
Studienreformkommissionen ihrer 
gesetzlichen Aufgabe, die Grundli­
nien der Studienreform im Bereich 
der Lehrerausbildung, z.B. bezüg­
lich der Zahl der Unterrichtsfächer, 
der Fächerkombinationen, der Re­
gelstudienzeit, selbst zu ziehen. 
Stattdessen sollten die Studienre­
formkommissionen die Tabuisie-
rung zentraler Probleme ablehnen 
und eine grundsätzliche Diskussion 
der Lehrerausbildungsreform er­
möglichen. 

6. Bürokratisierung der Studienre­
form 
Die Empfehlungen sind Ausdruck 
eines Verständnisses von Studienre­
form, wonach Studienreform ein in 
Kürze abschließbarer, nach Ein­
heitlichkeit strebender, in Ordnun­
gen und Erlassen mündender Pro­
zeß sei. Damit wird nur erreicht, 
daß die Vertreter unterschiedlicher 
Hochschulen, Statusgruppen und 
Arbeitsmarktrepräsentanten ihre 
Partialinteressen im Gesamtpaket 
absichern, ohne daß innere Konsi­
stenz und Gesamtreform ausrei­
chend Berücksichtigung fänden. 
Stattdessen sollten die Empfehlun­
gen die Reform als Prozeß in Gang 
setzen, unterschiedliche Wege zum 
Ziel aufzeigen, und für die wissen­
schaftliche Auseinandersetzung um 
Form und Inhalt der Lehrerausbil­
dung Verkrustungen in Staat und 
Hochschulen beseitigen. 

ZSK: Keine Rucksicht auf 
örtliche Besonderheiten 

in einer Stellungnahme der Zentra­
len Studienkommission (ZSK) 
heißt es, durch etliche der Empfeh­
lungen scheine das Grundrecht auf 
Freiheit in Forschung und Lehre 
bedroht zu sein, mindestens aber 
werde die Einschränkung dieser 
Freiheit befürchtet. Um an allen 
Hochschulen zu landeseinheitli­
chen Regelungen zu gelangen, wer­
de von den Studienreformkommis­
sionen keine Rücksicht auf örtliche 
Gegebenheiten und Besonderheiten 
genommen. Langjährige Traditio­
nen drohten zerstört zu werden. 
Keine Hochschule im Lande könne 
noch ihr eigenes Profil erhalten 
oder entwickeln. Es werde kein 
Freiraum für Innovationen und Ex­
perimentiermöglichkeiten gelassen. 
Nicht zuletzt werde es unmöglich 
gemacht, auf die schwierige Ar­
beitsmarktlage durch flexible Stu­
dienangebote und Abschlußmög­
lichkeiten zu reagieren. 

Mit den Nachwirkungen „vormoder-
ner", traditioneller Sozialbeziehun­
gen, Lebensformen und Wertvorstel­
lungen in Alltagsleben und Kultur 
ländlicher Siedlungen und Regionen, 
insbesondere mit den darin liegenden 
Möglichkeiten für „nachmoderne" 
Orientierungen der Industriegesell­
schaften, wird sich ein Turschungs-
vorhaben im Fachbereich Sozialwis­
senschaften der Universität Olden­
burg befassen. Das Vorhaben war 
unter dem Titel „Soziales Handeln 
zwischen Tradition und Moderne. 
Eine empirische Untersuchung infor­
meller und autonomer, lokaler Öko­
nomien am Beispiel der Entwicklung 
ländlicher Siedlungen zu Fremden­
verkehrsorte n" bei der Stiftung 
Volkswagenwerk beantragt worden. 
Für ein zweijähriges Projekt, das von 
dem Industriesoziologen Professor 
Dr. Gerd Vonderach geleitet wird, 
hat die Stiftung jetzt Mittel im Rah­
men ihres Schwerpunktprogramms 
„Wandel und Krisenfaktoren in de­
mokratischen Industriegesellschaf-
ten" bereitgestellt. 

Die am Projekt beteiligten Wissen­
schaftler aus Bereichen der Soziolo­

gie, Sozialgeschichte und Architek­
tur/Stadt- und Regionalplanung 
wollen ihre empirischen Untersu­
chungen in Sielhafenorten an der ost­
friesischen Nordseeküste durchfüh­
ren. Dabei sollen die jeweiligen land­
schaftlichen, wirtschaftlichen, politi­
schen und kulturellen Eigenarten 
auch des regionalen Umfeldes im 
Verlauf des sozialen Wandels beson­
ders berücksichtigt werden. Die Un­
tersuchungsaspekte und Fragestel­
lungen der Forschungsarbeit sollen 
aus dem Nebeneinander von Fort­
dauer und Entwicklung, Umbruch 
und Widerspruch hergeleitet werden, 
das sich dem Beobachter im Dorf­
bild, im Erwerbs- und Familienleben, 
aber auch in den nachbarschaftlichen 
und regionalen Gemeinschaftsbezie­
hungen zeigt. 

Vor allem erhoffen sich die Wissen­
schaftler Aufschluß über die Auswir­
kungen des staatlich geförderten und 
expandierenden Fremdenverkehrs­
gewerbes, das an die Stelle eines aus­
bleibenden oder gar abgelehnten In­
dustrialisierung tritt. Ansätze für Ei­
genverantwortung und Eigeninitiati­
ven, die auf eine ökologisch schonen­

de regionsspezifische Nutzung und 
Entwicklung der landschaftlichen 
und kulturellen Besonderheiten ge­
richtet sind, könnten hier gefunden 
oder hervorgehoben werden, ebenso 
wie deren Gefährdung. 
Angestrebt wird eine enge Zusam­
menarbeit mit kommunalen und re­
gionalen Einrichtungen, so u.a. mit 
der „Ostfriesischen Landschaft". Be­
sonders wichtig wird aber der persön­
liche Kontakt zu Bewohnern der Siel­
hafenorte sein, weil sie nach Auffas­
sung der Wissenschaftler wichtige 
und häufig ungenügend beachtete 
Träger und Zeugen der Entwicklung 
sind. 

Hier müssen neue Untersuchungsme­
thoden entwickelt werden, um per­
sönliches, privates oder halböffentli­
ches „Krisenmanagement" ebenso 
wie regional und geschichtlich be­
dingte Wertorientierungen und deren 
Wandlungen zu erfassen. Die Wis­
senschaftler gehen davon aus, daß die 
Ergebnisse ihrer Untersuchung auch 
in der Regional- und Dorfentwick­
lungsplanung und Fremdenverkehrs­
politik Berücksichtigung finden kön­
nen. 

komponenten im Kampf um die An­
erkennung ihrer Relevanz für das 
Studienfach dar, wobei Besitzstands­
wahrung und Zuwachssicherung sich 
durch den Umfang an Studienver­
pflichtungen und Leistungsnachwei­
sen sowie das Gewicht der Prüfungs­
teile ausdrückt. Um solche Kompro­
misse zu ermöglichen, war es nötig, 
Veranstaltungsbesuch und Lei­
stungskontrollen weit aufzublähen, 
damit alle Fachkomponenten ihren 
Erfolg mit nach Hause bringen konn­
ten. Hier wirkte sich auch aus, daß 
die Hochschulvertreter unabhängig 
von ihren Hochschulen waren, denn 
offensichtlich haben sie meistens 
nicht gekämpft für in sich schlüssige 
Studiengangskonzeptionen (was ver­

mutlich zu keinem Konsens, aber zu 
größerer Offenheit der Empfehlun­
gen geführt hätte), sondern für die 
Repräsentanz von Fachgebieten. So 
ist ein fast demokratisch legitimier­
ter, neuer Kanon entstanden, der 
dem mittelalterlichen der Scholasti­
ker in keiner Weise nachsteht. Er 
fand seine Mehrheiten nicht, weil er 
in sich geschlossen und plausibel war, 
sondern weil er alle divergierenden 
Partialinteressen schlicht kumulierte. 
Alle? Nein, denn die notwendigen 
Studienreformen fanden keine Mehr­
heit, sie sind im Gerangel um Stun­
den und Scheine aus dem Blick gera­
ten. 

Es wird Zeit, sich dagegen zu wehren. 

Reform geglückt - Studium tot? 
Hansjürgen Otto über die Studienreform im Lande Niedersachsen 
An die Formel „Operation geglückt -
Patient tot" ist man erinnert, wenn 
man sich die Ergebnisse der Studien-
reformmaßnahmen des Landes Nie­
dersachsen vor Augen führt. Die Ge­
meinsame Kommission für Lehrer­
ausbildung (GKL), die regelmäßig 
mit den Empfehlungen der nieder­
sächsischen Studienreformkommis­
sionen im Bereich der Lehrerausbil­
dung konfrontiert wird, kommt je­
denfalls zu besorgten Einschätzun­
gen der bisher erkennbaren Arbeits­
ergebnisse, und auch die für die übri­
gen Studiengänge zuständige Zentra­
le Studienkommission macht sich 
Sorgen (siehe nebenstehenden Ka­
sten): Worum geht es? 

Das Hochschulrahmengesetz ver­
langt von den Ländern intensive Be­
mühungen um Studienreformen und 
die Einsetzung von entsprechenden 
Kommissionen. Es war interessanter­
weise das Land Niedersachsen, das 
als einziges Bundesland die Bestim­
mungen vollständig und zügig um­
setzte. Der frühere Wissenschaftsmi­
nister Prof.Dr. Eduard Pestel ließ 
noch bei dem von ihm herausgegebe­
nen Niedersächsischen Hochschulge­
setz (NHG) gleich auf den Umschlag 
drucken, daß die inhaltlichen Refor­
men im Hochschulbereich Vorrang 
vor lediglich organisatorischen und 
strukturellen Veränderungen hätten. 
Das war zweifellos eine Fehleinschät­
zung, wenn man den Umfang der or­
ganisatorischen Neuregelungen be­
trachtet. Aber beachtenswert war 
doch, mit welchem großen personel­
len und organisatorischen Aufwand 
die Studienreform angepackt wurde. 
Unter Berücksichtigung von Vor­
schlägen der Hochschulen wurden 
koordinierende Kommissionen und 
Fachkommissionen für alle Diszipli­
nen mit Professoren, wissenschaftli­
chen Mitarbeitern und Studenten 
eingesetzt, ergänzt durch Staatsver­
treter und Gäste aus Arbeitnehmer­
und Arbeitgeberorganisationen. Ei­
ne zentrale Arbeitsstelle mit wissen­
schaftlichen Mitarbeitern und gro­
ßem Verwaltungsapparat unterstütz­
te die Kommissionen, die monatlich 
zusammentraten. Entwürfe der Emp­
fehlungen gingen den Hochschulen 
zur Stellungnahme zu. 
Aber wenn auch bei dieser Studienre­
form viel lief - viel lief auch falsch. 
Nehmen wir z.B. die Grundstruktu­
ren der Lehrerausbildung. Da sollten 
die Studienreformkommissionen et­
wa „Folgerungen ziehen aus der Ent­

wicklung der Wissenschaften und der 
Berufsfelder" und „angemessene Re­
gelstudienzeiten" empfehlen. Es ist 
verständlich, daß auch die Vertreter 
der Schulbehörden in den Kommis­
sionen mitreden wollten. Das Gesetz 
gibt ihnen bei der Lehrerausbildung 
auch noch die absolute Mehrheit der 
Stimmen - also dürfte dabei aus der 
Sicht des Kultusministers gar nichts 
schiefgehen, wenn man darüber aus­
giebig diskutiert und dann be­
schließt. Aber: Der Staat meinte, ver-'i 
hindern zu müssen, daß über Grund­
strukturen in den Kommissionen 
überhaupt diskutiert wird. Deshalb 
erließ er die Prüfungsordnungen, be­
vor über die Studienreform geredet 

^werden konnte,und erklärte die Grund­
strukturen zu staatlichen Vorgaben. 
Trotzdem: Murrend gingen die Kom­
missionen zur Tagesordnung über. 
Auch danach blieb das Verhalten der 
Staatsvertreter außerordentlich wi­
dersprüchlich. Als es z.B. darum 
ging, den praktischen Teil der Leh­
rerausbildung zu intensivieren, da 
waren die Vertreter der Schulbehör­
de eifrig dabei, Ansprüche über An­
sprüche zu häufen im Hinblick auf 
die notwendigen Schulerfahrungen 
für die Studenten sowie für die 
Hochschullehrer, Als dann aber diese 
Ansprüche in Empfehlungen umge­
setzt werden sollten, da sorgten sie 
dafür, daß Beschlüsse nicht zustande 
kamen, aus denen sich finanzielle, 
personelle und organisatorische For­
derungen an den Staat herleiten lie­
ßen. 

Doch die Misere kommt beileibe 
nicht nur von den staatlichen Vertre­
tern. In vielen wichtigen Punkten hat 
die Hochschulseite ebenso versagt. 
Studienreform sollte die vermuffte, 
überladene, didaktisch uneffektive, 
zu gesellschaftlichen Bedürfnissen 
oft verquere Hochschulausbildung in 
Frage stellen und neu konzipieren; 
natürlich auch Effektivität erhöhen, 
aber eben nicht durch unwissen­
schaftliche Gängelung, sondern 
durch Freisetzung von schöpferi­
scher Phantasie und durch Öffnung 
verstellter Horizonte. Da dies ein po­
litisches Programm war, mußte es bei 
der Zielformulierung und Umset­
zung Differenzen geben. Erprobte 
Lösungen für die Probleme lagen 
nicht immer vor. So hätte es nahege­
legen, Studienreformen durch Spiel­
raum für Experimente zu ermögli­
chen. Sicher mußte die Studienre­
form auch Verbindlichkeiten, Ge­

meinsamkeiten, Abstimmungen un­
ter den Hochschulen schaffen, aber 
ebenso doch Differenzierungen, 
Schwerpunktbildungen in den einzel­
nen Hochschulen eröffnen. 
Was herausgekommen ist, hat mit 
diesem Programm wenig zu tun. Die 
Empfehlungen sind überladen, füh­
ren zu Verschulung, treiben die Stu­
dienkontrolle ungehemmt voran und 
scheren die Hochschulen über einen 
Kamm. Die Kommissionen verferti­
gen Stundentafeln, behindern Mo­
dellversuche an einzelnen Hochschu­
len, schränken individuelle Schwer­
punktbildungen in Lehre und Stu­
dium ein, machen Lehrende zu per­
manenten Studienkontrolleuren und 
verfügen über den Arbeitstag der 
Studenten, als ob diese nur durch 
Veranstaltungsbesuch und nicht 
auch durch Literaturstudium etwas 
lernen könnten. So hat man z.B. al­
lein das erziehungs- und gesell­
schaftswissenschaftliche Studium der 
Grund- und Hauptschullehrer mit 14 
Leistungsnachweisen ausgestaltet (da­
zu kommen noch diejenigen für die 
drei Unterrichtsfächer und die Prü­
fungen selbst). So hat man sich z.B. 
vehement dagegen gewehrt, daß die 
Fachkommissionen Deutsch und 
Evangelische Religion ein weniger 
detailliert reglementiertes Studium 
empfahlen, weil dies zu Unverbind-
lichkeit und Willkür führe. Und den 
Chemikern reichte es nicht aus, daß 
die Studenten nur während der Ver­
anstaltungszeit 48 Wochenstunden 
arbeiten sollten; sie verlangten dies 
auch für die Semesterferien, anstatt 
sich für Studienzeitverlängerungen 
auszusprechen. 

Was soll's, könnte man meinen. Das 
sind doch nur Empfehlungen; man 
folgt ihnen, wenn es sinnvoll ist, man 
weicht ab, wo es nötig ist. So steht es 
im Gesetz; nur steht dort auch, daß 
nicht die Hochschulen, sondern der 
Minister entscheidet, was von den 
Empfehlungen verbindlich gemacht 
wird. Die Kommissionen haben da­
mit dem Staat ein Instrument in die 
Hand gedrückt, mit dem sehr tief in 
die Freiheit der Hochschulorgane, 
der Lehrenden und der Studenten 
eingegriffen werden kann. 
Versucht man zu ergründen, warum 
die Hochschulvertreter in den Kom­
missionen diese Empfehlungen mit­
getragen haben, so kann man in den 
Texten eine Reihe von Indizien fin­
den. Die Empfehlungen stellen je­
weils einen Kompromiß zwischen 
den Vertretern verschiedener Fach-
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Menschenrechtskommission 
will den Fall Gross prüfen 
Mit der Frage, ob sich ein vom Extre­
mistenerlaß Betroffener unter Umge­
hung des Bundesverfassungsgerichts 
an eine europäische Rechtsinstanz 
wenden darf, wird sich die Europäi­
sche Kommission für Menschenrech­
te in Straßburg voraussichtlich am 
15. Dezember dieses Jahres befassen. 
Dabei soll abweichend von der Regel 
in einer mündlichen Verhandlung 
über die Zulässigkeit der Beschwerde 
des Mathematikers Dr. Eckardt 
Gross entschieden werden, dem we­
gen seiner Mitgliedschaft in der DKP 
eine Assistentenstelle an der Univer­
sität Oldenburg verwehrt wurde. 

Der Verfahrensbevollmächtigte der 
Bundesregierung hat bereits die Be­
schwerde als unzulässig bewertet, 
weil Gross das Bundesverfassungsge­
richt nicht angerufen und damit den 
nationalen Rechtsweg nicht ausge­
schöpft habe. 

Für unzumutbar hält Gross demge­
genüber den Weg nach Karlsruhe, 
weil er befürchten muß, daß das 
Verfassungsgericht mit der Entschei­
dung über seinen Fall zugleich mittel­
bar und zum ersten Mal über die Ver­
fassungswidrigkeit der DKP ent­
scheide. Er selbst sei bereit, das Risi­
ko einer Prozeßniederlage auf sich zu 

nehmen. Es dürfe ihm jedoch nicht 
zugemutet werden, sein persönliches 
Wohl vor das seiner Partei zu stellen, 
für die die Behandlung seines Falles 
mit einem „kalten Parteiverbot" ver­
bunden sein könne. Die Grundlagen 
dazu habe das BVG mit seiner Ent­
scheidung aus dem Jahr 1975 gelegt, 
nach der die Feststellung der Verfas­
sungswidrigkeit einer Partei auch oh­
ne förmliches Verbotsverfahren zu­
lässig sei. 

Gross hatte sich nach der Ablehnung 
durch den Wissenschaftsminister 
vergeblich über die Arbeitsgerichte in 
die Universität einklagen wollen. 
Zwar gab ihm das Oldenburger Ar­
beitsgericht Recht, doch in zweiter 
Instanz unterlag er beim Landesar­
beitsgericht. Eine Beschwerde beim 
Bundesarbeitsgericht wegen der 
nicht zugelassenen Revision blieb oh­
ne Erfolg. Darauf wandte er sich an 
die europäische Menschenrechts­
kommission, weil er in seinem Fall 
das in der europäischen Menschen­
rechtserklärung verankerte Recht der 
freien Meinungsäußerung verletzt 
sieht. Der Fall Gross schlug in Fach­
kreisen hohe Wellen. Mathematiker 
aus den USA und dem westeuropäi­
schen Ausland protestierten massiv 
beim Wissenschaftsminister. gh 

Keine Chance mehr für den 
studentischen Kindergarten? 
Der studentische Kindergarten auf 
dem Standort Wechloy wird zum 1. 
Januar nächsten Jahres schließen 
müssen, wenn der Rat der Stadt Ol­
denburg bei seinem jetzigen Beschluß 
bleibt, wonach die Zuschüsse jährlich 
um je zehn Prozent gekürzt werden 
sollen. Wie der Vorsitzende des Trä­
gervereines des Kindergartens, Stu­
dentenselbsthilfe Tagesstätte e.V., 
Manfred Seidel, erklärte, kämen auf­
grund dieser Regelung schon im 
nächsten Jahr auf die Eltern etwa 600 
Mark pro Kind Mehrbelastung zu. 
Dies sei nicht nur für BAFöG-Emp-
fänger untragbar. Gleichzeitig kün­
digte Seidel an, der Trägerverein wer­
de beim Verwaltungsgericht Olden­
burg klagen, weil die Maßnahme des 
Rates einen glatten Vertrauensbruch 
darstelle. 

Von den Reduzierungen ist jedoch 
nicht nur allein der studentische Kin­
dergarten betroffen, sondern auch 
die Kindergärten der anderen freien 
Träger wie Rotes Kreuz, Arbeiter­
wohlfahrt und der Paritätische 
Wohlfahrtsverband sowie der Kir­
chen. Gleichwohl wäre die Schlie­
ßung des seit 15 Jahren bestehenden 
Selbsthilfekindergartens besonders 
tragisch. Vor drei Jahren hatten die 
Mitglieder des Vereins mit großen Ei­
genleistungen ein altes Bauernhaus 

auf dem Standort Wechloy umge­
baut und zu einem vorbildlichen Kin­
dergarten eingerichtet. Außerdem 
gingen einzelne Eltern des Vereins 
auch Bürgschaften über 5000 Mark 
ein, um einen Kredit von 120.000 
Mark zu sichern. Gemeinsam mit der 
Stadt wurde das Finanzierungsmo­
dell erarbeitet und abgesichert. 

Der Beschluß des Rates war mit 
Stimmen der CDU und der FDP zu­
stande gekommen. Die beiden Par­
teien wollen durch die Maßnahme 
den defizitären Stadthaushalt entla­
sten. Um jährlich zehn Prozent sollen 
die Zuschüsse für die Kindergärten 
gekürzt werden bis auf einen Stand 
von 40 Prozent. Bisher hatte die Stadt 
100 Prozent der „unvermeidbaren 
Betriebskosten" getragen. Für den 
studentischen Selbsthilfekindergar­
ten bedeutet das mehr als 200.000 
Mark. Angesichts der Streichungen 
müßten die Eltern jährlich fünf- bis 
sechshundert Mark mehr aufbringen 
- im Jahre 1988 also etwa 3.000 Mark 
plus dem jetzigen Satz in Höhe von 
100 Mark monatlich. Hinzu kämen 
die Kosten für die Unterhaltung des 
Gebäudes. 

Im Kindergarten werden zur Zeit 60 
Kinder betreut, davon sind 70 Pro­
zent von Studenten. 

Präsident: „Etikettenwechsel u 

Fortsetzung von S. 1 

schon jetzt besonders leide: Abituri­
enten, denen kein Studienplatz zuge­
wiesen würde, müßten in die Lehrbe­
rufe gehen, die jetzt noch von Real­
oder Hauptschülern besetzt wer­
den könnten. 
Als nur wenig ermutigend bezeichne­
te Zilleßen in diesem Zusammenhang 
die Ankündigung von Cassens, daß 
die Universität bei der Verteilung je­
ner Stellen besonders berücksichtigt 
werden solle, die durch Streichungen 
in allen niedersächsischen Universi­
täten erwirtschaftet würden. „Damit 
würdigt der Wissenschaftsminister 
zwar die besonderen Probleme der 
Universität Oldenburg in einem ge-
wissen Rahmen, aber langfristig 

kann die notwendige Entwicklung 
der Universität Oldenburg auf die­
sem Wege nicht erreicht werden," 
sagte Zilleßen abschließend. 

Vortrag über 
Parteiverdrossenheit 
Professor Dr. Karl-Heinz Naßmacher, 
Politikwissenschaftler im Fachbe­
reich 3, spricht im Rahmen der Vor­
tragsreihe der Universitätsgesell­
schaft über „Parteiverdrossenheit 
und Parteifinanzierung". Das Refe­
rat beginnt am Donnerstag, 23. Sep­
tember, 20.00, im Vortragssaal des 
Stadtmuseums. 

Zwei-Prüfer-Prinzip in 
der Diplomprüfungsordnung 
Keine inhaltlichen, aber doch ei­
nige wichtige formale Änderun­
gen enthalten die novellierten Di­
plomprüfungsordnungen (DPO) 
für die Fächer Biologie, Mathe­
matik, Pädagogik, Physik, Sozial­
wissenschaften und Wirtschafts­
wissenschaften. Die Überarbei­
tung der Prüfungsordnungen war 
im Rahmen der Anpassung an das 
Niedersächsische Hochschulge­
setz (NHG) notwendig geworden. 
Die alten Bestimmungen gelten ab 
30. September 1982 nicht mehr. 
Die deutlichste Änderung ist die 
Einführung des Zwei-Prüfer-Prin­
zips nun auch für die studienbe­
gleitenden Prüfungen. Befürch­
tungen, daß die freie Wahl der 
Prüfer damit nur noch einge­
schränkt möglich sein wird, sind 
zwar wegen des hohen Organisa­
tionsaufwandes wohl nicht völlig 
von der Hand zu weisen, auf jeden 
Fall aber juristisch nicht zwin­

gend. Im übrigen kann in Ausnah­
mefällen von der Zwei-Prüfer-Re­
gelung abgesehen werden, wenn 
eine unzumutbare Mehrbelastung 
für den Zweitprüfer durch den 
Prüfungsausschuß festgestellt 
wird. 

Weitere Änderungen in den Prü­
fungsordnungen: 
• Studienbegleitende Prüfungs­
leistungen gelten als nicht bestan­
den, wenn der Abgabetermin 
nicht eingehalten wird. 
• Studienbegleitende Prüfungen 
oder Ergänzungsprüfungen sollen 
höchstens zweimal wiederholt 
werden können. Wer auch dann 
das Ziel nicht erreicht, muß das 
Studium abbrechen. 

• Ausnahmslos haben die Prü­
fungsbefugnis nur diejenigen, die 
zur eigenständigen Lehre befugt 
sind. Wissenschaftliche Mitarbei­
ter haben kein Prüfungsrecht, so­
weit sie nicht im Rahmen der Be­

sitzstandswahrung, eines Lehr­
auftrages oder einer Habilitation 
über das Recht zur eigenständigen 
Lehre verfügen. 
Ausdrücklich hat sich das Mini­
sterium bei der Genehmigung das 
Recht auf Widerruf der Prüfungs­
ordnung vorbehalten - unter Hin­
weis auf die noch ausstehenden 
Empfehlungen der Studienre-
formkommissionen. Dagegen wur­
den die Prüfungsordnungen der 
Studiengänge Psychologie und 
Chemie vorbehaltlos genehmigt. 
Die beiden Studiengänge hatten 
sich aus dem Studiengangsübergrei-
fenden Teil, der für die sonstigen 
Diplomstudiengänge gilt, herausge­
löst und neue Entwürfe erstellt. 
Eine Sonderstellung nimmt die 
Prüfungsordnung für die Raum­
planer ein, die sich zwar am allge­
meinen Teil orientiert, aber als 
Aufbaustudiengang spezifische 
Regelungsprobleme hat. gh 

Studien- und 
Berufswahl 
Mit Beginn des neuen Schuljahres 
1982/83 hat die Bund-Länder-Kom­
mission für Bildungsplanung und 
Forschungsförderung (BLK) ge­
meinsam mit der Bundesanstalt für 
Arbeit die bundeseinheitliche Infor­
mationsschrift „Studien- und Berufs­
wahl 1982/83" herausgebracht. 
In Form eines Nachschlagewerks 
gibt sie einen konkreten Überblick 
über die wichtigsten Studiengänge in 
den Hochschulen; die Möglichkeiten 
und Bedingungen eines Studiums 
werden ebenso aufgezeigt wie die 
Studieninhalte, Studienschwerpunk­
te und die beruflichen Einsatzmög­
lichkeiten. Soweit möglich und aus 
heutiger Sicht verantwortbar, wer­
den Angaben über Beschäftigungs­
möglichkeiten und -aussichten ge­
macht. „Studien- und Berufswahl" ist 
im Buchhandel erhältlich. 

Sechs Referenten 
aus Oldenburg 
beim Soziologentag 
Mit sechs Referenten ist die Universi­
tät Oldenburg beim Deutschen So­
ziologentag 1982 vertreten, der vom 
13. bis 16. Oktober in Bamberg statt­
findet. Thema: „Krise der Arbeitsge­
sellschaft?" Professor Dr. Gerd Von-
derach hält ein Koreferat zum Thema 
„Arbeitsorientierung und Lebensper­
spektiven von Hochschulabsolven­
ten in der Grauzone". Prof. Dr. Rose­
marie Nave-Herz leitet in der Fami­
lien- und Jugendsoziologie eine Ar­
beitsgruppe, die sich mit der Bedeu­
tung der Familiensoziologie für die 
allgemeine Soziologie befaßt. Hil-
traud Schmidt-Waldherr und Dr. 
Christine Woesler de Panafieu refe­
rieren aus dem Bereich „Frauenfor­
schung in den Sozialwissenschaften" 
über das Thema „Herrschaft und Wi­
derstand: Entwurf zu einer histori­
schen und theoretischen Kritik des 
Patriarchats in der bürgerlichen Ge­
sellschaft". Prof.Dr. Bernhard Ban-
dura spricht über das Gesundheits­
wesen, Prof. Dr. Thomas Blanke 
über Verrechtlichung von Sozialisa­
tion". Thomas Ulk setzt sich mit „In­
formellen Sektoren und kooperati­
ven Strukturen" auseinander und 
schließlich Thomas Kleinspehn mit 
„Langfristigen Prozessen von Orali-

Attraktives Programm 
für die Mitarbeiter 
Mit einem attraktiven Programm, 
das im Sport-, Umwelt- und Informa­
tikbereich über das bisherige Ange­
bot hinausgeht, wartet das Zentrum 
für wissenschaftliche Weiterbildung 
(ZWW) für die Mitarbeiter der Uni­
versität in der zweiten Jahreshälfte 
auf. 

Christine Vogt, die für Programm­
planung und Durchführung wieder 
verantwortlich zeichnet, wies in einer 
Vorstellung der Veranstaltungen, die 
zum Teil bereits begonnen haben, er­
gänzend auf die Kurse der Dozenten 
Wilhelm Hinrichs, Christian Wopp, 
Jürgen Koch und Klaus Lenk hin. 
Hinrichs und Wopp verschoben ih­
ren Kurs „Spiel - Bewegung - Um­
welt. Sport und Alltag", da sie unter 
anderem die neuen Sportanlagen der 
Hochschule benutzen wollen. Die 
Veranstaltung beginnt am Donners­

tag, 23. September, weitere Termine 
sind am 27. und 28. September je­
weils von 14.00 bis 16.30 im Raum H 
6 im Sporttrakt. 
Jürgen Koch möchte mit den Veran­
staltungsteilnehmern die „Bedeutung 
der architektonischen Umweltgestal­
tung für Arbeit und Leben des Men­
schen" untersuchen. Der Kurs, der 
vier Termine im wöchentlichen Ab­
stand umfaßt, beginnt am Dienstag, 
16. November, 14.30 bis 17.00, im 
Raum H 6. 

„Gesellschaftliche Auswirkungen der 
Informationstechnik" lautet das The­
ma eines Kurses, den Klaus Lenk am 
Mittwoch, 29. September, und Don­
nerstag, 30. September, von 14.00 bis 
16.00 im VG 001 anbietet. 

Anmeldungen nimmt Christine 
Vogt, Tel.: 4426/4424 entgegen. 

DAAD sucht neue Gutachter 
Das Akademische Auslandsamt der 
Universität hat die Hochschullehrer 
darauf aufmerksam gemacht, daß 
der Deutsche Akademische Aus­
tauschdienst (DAAD) Gutachter 
sucht, die über die Stipendienvergabe 
für Auslandsaufenthalte entschei­
den. Die Oldenburger Universität ist 

bisher nicht in den Auswahlaus­
schüssen vertreten. Das Akademi­
sche Auslandsamt erhofft von einer 
Mitarbeit Oldenburger Professoren, 
daß die Chancen der aus Oldenburg 
kommenden Studenten verbessert 
werden. Nähere Auskünfte erteilt das 
Akademische Auslandsamt 
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